
Il-/19 q 4 der Beilagen zu den stenogn?hischen Protokollen des NaHoT' :11rc:tp'i 

,XI •. qesßtzgebungsperiode 

- -
Zl.IV-94.l30-23/63 ~lien, aJTI 22. Hovember 1963 

Beant\'lortung der Anfrage der Abgeordneten 
Q.-13 I A. 8. zum l\ationalrat Haber1 1 Schla.ger 9 Trol.l und 

'~l1q~~ IJ· Genossen, betreffend Stipendien aus dem 

:p;rä,~.am~2~1u"N{tv;··J958 Ausgleichsta.""'~onds (Ho. 94 3/J) 0 

" 

Von den Bewerbern um Studien- und Lehrlingsbeihilfen 

aus dem Ausgleichstaxfonds (Kindern von Sch\'lerbeschö"digten 

und 1'laisen im Sinne des Kriecsopferversort;ungsgesetzes so­

\'lie begünstigten Personen nach dem Invalideneinstellungs­

gesetz 1953) sind schon früher Erl{lärungen darüber verlangt 

,,/Orden, cl aß Betr2,ge 9 die auf Grund unwahrer oder unvollstän­

diger .Angaben· oder inf61ge versps.teter Heldung von jillderun­

gen in den Ausbildungs- und Einl::ommellsverhi?l tnissengelei­

stet vlUrde:.l, zurückzuzahlen sind. Hiebei mußte besonders 

darauf Bedacht genoITh'1len werden, daß es sich bei diesen Bei­

hilfen um keine .lmspruchs1eistungen, sondern um freiwillige 

Z~wendungen im Rahrien der im § 10 des Invalideneinstellungs­

gesetzes 1953 vorgesehenen Fürsorge handelt. 

Da die Praxis ergeben hat, daß viele Beihilfei'mrber 

auch von anderen 3telle:a Beihilfe.n erhalten, die in ihrer 

Gesa:ntsumme oftnals die Kosten der Studien oder der Berufs-

. ausbildung übersteigen, hat die Zentralorganisation der 

Kriegsopferverbzillde Ö.sterreichs mit Schreiben 'yon 9.Eai 1968 

vorge~chlagen, bei d~r Antragstellung vor.1 Be"~erber einen 

zusätzlichen Revers zu verlangen, daß die Beihilfen 2.US den 

Ausileichst~.xfondsin dem Ausma3 zurückzuzG.hlen sind 9 in 

dem der Eeihilfenbezieher für de!1 gleichen Zeitraur'1 eine 

dem. gleichen Z,,;eck ge\<;idmete Beihilfe nachtr2.glich von 

einer anderen Stelle zugesproche:q. erhä.lt. Der Beirat nach 

§ 10 Abs. 2 des InvalideneinstelJ.ungssesetzes 1953 hat 

sich in der Sitzung vom 27. lIai 1963 den 1'Iüns~hen der 

Zentralo:c,3anisation angeschlossen. j)araufhin hat das 

Bundes!i1inisterium für soziale Ver'daltung mit Erlaß vom 

31. Juli 1968, Zl.IV-43.373-23/68, die Landesinvaliden­

ämter entsprechend. a..'l1gewiesen. 

913/AB XI. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original) 1 von 2

www.parlament.gv.at



- 2 -

/( Alleemein ist zu ·sagen,- daß nicht nur das Bundes­

ministerium für soziale Verwaltung, sondern praktisch 

auch alle anderen Stellen, die Stipendiell nicht als An­

spruchsleistungen, sondern als freiwillige Zuvrendungen 

ge\18.hren, von den Be"lerbern bestinmte Verpflichtungs­

erklUxul1gen verle.ngen. Hanche Stellen gehen so vvei t, daß 

sie für den Fall der Gew81lrullg eines Stipendiums den spä­

teren Eintritt in ein bestiJLlJ.tes Dienstverhältnis 'und 

bei Nichteinhaltung dieser ,Verpflichtung die RückzaJllung 

des gesamten StipendiuL1s verlangen. Ir:l übrigen enthalten 

a.uch das Studiel1.beihilfengesetz 13GB1. Hr.249/1963, in 

der Fassung des :Bundesgesetzes vom 16. Dezember 1966, 

BGE1. Ur. 19/1967, und das Lehrerstudienbeihilfengesetz, 

B~Bl. Nr. 299/1963,' Bestir:.i.:"!lungen dexiiber, inwie'Vlei t die 

staatliche Studienbeihilfe zu kUrzen oder zurückzuzahlen 

ist, v:enJ.'1 der Studierende Stipendien von anderen Stellen 

erhält. 

Zusammenfassend bea.nt'·lorte ich die ",'1nfrage der 

,Herren Abgeordneten, ",Iie folgt: 

1. Die Vor';2.ngm'ieise der L8..ndesinva.liden.2:-1ter, 

die in Hede stehenden -7erpflichtungserl:Uixun­

gen zu verlangen, ist durch die bestehenden 

rechtlichen VO:L'schriften gedeckt. 

2. Da die Verpflichtungserklärung die ungerecht­

fertigte Kumulation von 'Stipendien verhinder:'l 

will, sehe ich mich nicht in der La~e, eine 

J.nderung der bisherigen Vorgangm·reise in die 

Wege zu leiten. Ich ver1;Jeise ,aber darauf, daß 

in Fällen besonderer Härte seitens neines 

HinisteriuI1s dj.e Eöglichkei t besteht, auf 

die Rückzahlung von Beihilfen zu verzichten. 

Der Bundesminister~ / 
/ 
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